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in vertretbarem Umfange auch Beziehungen zur Umwelt und 
eine Teilnahme am kulturellen Leben.

(2) Bei Kindern und Jugendlichen umfaßt der notwendige 
Lebensunterhalt auch den besonderen, vor allem den durch 
das Wachstum bedingten Bedarf.

§14

Hilfe zum Lebensunterhalt in Sonderfällen
Hilfe zum Lebensunterhalt kann in Fällen, in denen nach 

den vorstehenden Bestimmungen die Gewährung von Hilfe 
nicht möglich ist, gewährt werden, wenn dies zur Sicherung 
der Unterkunft oder zur Behebung einer vergleichbaren Not­
lage gerechtfertigt ist. Geldleistungen können als Beihilfe 
oder bei vorübergehender Notlage als Darlehen gewährt 
werden.

§15
Bestattungskosten

Die erforderlichen Kosten einer Bestattung sind zu über­
nehmen, soweit dem hierzu Verpflichteten nicht zugemutet 
werden kann, die Kosten zu tragen.

§ 16
Beschaffung des Lebensunterhalts durch Arbeit

(1) Jeder Hilfesuchende muß seine Arbeitskraft zur Be­
schaffung des Lebensunterhalts für sich und seine unter­
haltsberechtigten Angehörigen einsetzen.

(2) Es ist darauf hinzuwirken, daß der Hilfesuchende sich 
um Arbeit bemüht und Gelegenheit zur Arbeit erhält; hier­
bei ist mit den sonst für die Arbeitsvermittlung zuständigen 
Stellen zusammenzuwirken. § 17 bleibt unberührt, soweit 
kein Arbeits- oder Beschäftigungsverhältnis im Sinne des 
Arbeitsrechts begründet wird.

(3) Dem Hilfesuchenden darf eine Arbeit nicht zugemutet 
werden, wenn er körperlich oder geistig hierzu nicht in der 
Lage ist oder wenn ihm die künftige Ausübung seiner bis­
herigen überwiegenden Tätigkeit wesentlich erschwert würde 
oder wenn der Arbeit ein sonstiger wichtiger Grund ent­
gegensteht. Ihm darf eine Arbeit vor allem nicht zugemutet 
werden, soweit dadurch die geordnete Erziehung eines Kin­
des gefährdet würde; auch sonst sind die Pflichten zu be­
rücksichtigen, die dem Hilfesuchenden die Führung eines 
Haushalts oder die Pflege eines Angehörigen auferlegt. Eine 
Arbeit ist insbesondere nicht allein deshalb unzumutbar, weil

1. sie nicht einer früheren beruflichen Tätigkeit des Hilfe­
empfängers entspricht,

2. sie im Hinblick auf die Ausbildung des Hilfeempfängers 
als geringerwertig anzusehen ist,

3. der Beschäftigungsort vom Wohnort des Hilfeempfän­
gers weiter entfernt ist als ein früherer Beschäftigungs­
oder Ausbildungsort,

4. die Arbeitsbedingungen ungünstiger sind als bei den bis­
herigen Beschäftigungen des Hilfeempfängers.

§ 17
Schaffung von Arbeitsgelegenheiten, 

gemeinnützige Arbeit
(1) Für Hilfesuchende, die keine Arbeit finden können, 

sollen nach Möglichkeit Arbeitsgelegenheiten geschaffen wer­
den. Empfänger laufender Leistungen zum Lebensunterhalt 
sind zu gemeinnützigen und zusätzlichen Arbeiten, zu denen 
sie aufgefordert werden, verpflichtet, soweit sie hierzu kör­
perlich und geistig in der Lage sind und ein sonstiger wich­
tiger Grund nicht entgegensteht; § 16 Abs. 3 Satz 2 gilt ent­
sprechend.

(2) Wird für den Hilfesuchenden Gelegenheit zu gemein­
nütziger und zusätzlicher Arbeit geschaffen, kann ihm ent­
weder das übliche Arbeitsentgelt oder Hilfe zum Lebens­
unterhalt zuzüglich einer angemessenen Entschädigung für 
Mehraufwendungen gewährt werden; zusätzlich ist nur die

Arbeit, die sonst nicht, nicht in diesem Umfang oder nicht 
zu diesem Zeitpunkt verrichtet werden würde.

(3) Wird im Falle des Absatzes 2 Hilfe zum Lebensunter­
halt gewährt, so wird kein Arbeits- oder Beschäftigungsver­
hältnis im Sinne des Arbeitsrechts und der Kranken- und 
Rentenversicherung begründet. Die Vorschriften über den 
Arbeitsschutz finden jedoch Anwendung.

§ 18
Gewöhnung an Arbeit,

Prüfung der Arbeitsbereitschaft
(1) Ist es im Einzelfall erforderlich, einen arbeitsentwöhn­

ten Hilfesuchenden an Arbeit zu gewöhnen oder die Bereit­
schaft eines Hilfesuchenden zur Arbeit zu prüfen, soll ihm 
eine hierfür geeignete Tätigkeit angeboten werden.

(2) Während dieser Tätigkeit werden dem Hilfesuchenden 
Hilfe zum Lebensunterhalt und eine angemessene Entschä­
digung für Mehraufwendungen gewährt. § 17 Abs. 3 gilt ent­
sprechend.

§ 19
Laufende und einmalige Leistungen

(1) Hilfe zum Lebensunterhalt kann durch laufende und 
einmalige Leistungen gewährt werden.

(2) Einmalige Leistungen sind auch zu gewähren, wenn 
der Hilfesuchende zwar keine laufenden Leistungen zum 
Lebensunterhalt benötigt, den einmaligen Bedarf jedoch 
aus eigenen Kräften und Mitteln nicht voll beschaffen kann. 
In diesem Falle ist das Einkommen zü berücksichtigen, das 
die in § 12 genannten Personen innerhalb eines Zeitraums 
von bis zu 6 Monaten nach Ablauf des Monats erwerben, in 
dem über die Hilfe entschieden worden ist.

(3) Die Hilfe zum Lebensunterhalt in einer Anstalt, einem 
Heim oder einer gleichartigen Einrichtung wird durch Über­
nahme der anderweitig nicht gedeckten Unterbringungs­
kosten gewährt. Sie umfaßt auch einen angemessenen Bar­
betrag zur persönlichen Verfügung, es sei denn, daß dessen 
bestimmungsmäßige Verwendung durch oder für den Hilfe­
empfänger nicht möglich ist. Hilfeempfänger, die das 18. Le­
bensjahr vollendet haben, erhalten den Barbetrag in Höhe 
von mindestens 30 vom Hundert des Regelsatzes eines Haus­
haltsvorstandes. Für Hilfeempfänger, die das 18. Lebensjahr 
noch nicht vollendet haben, setzt das Ministerium für Fa­
milie und Frauen im Einvernehmen mit dem Ministerium 
der Finanzen die Höhe des 'Barbetrages fest. Trägt der Hilfe­
empfänger einen Teil der Kosten des Aufenthalts in der 
Einrichtung selbst, erhält er einen zusätzlichen Barbetrag 
in Höhe von 5 vom Hundert des Regelsatzes eines Haushalts­
vorstandes. Bei Hilfeempfängern mit Einkünften aus Renten 
der Rentenversicherung oder mit sonstigem regelmäßigem 
Einkommen kann anstelle des im Einzelfalle maßgebenden 
Barbetrages ein entsprechender Teil dieser Einkünfte unbe­
rücksichtigt gelassen werden.

§20 
Regel bedarf

(1) Laufende Leistungen zum Lebensunterhalt außerhalb 
von Anstalten, Heimen und gleichartigen Einrichtungen, aus­
genommen Aufwendungen für Unterkunft und Heizung, wer­
den nach Regelsätzen gewährt. Leistungen für Unterkunft 
und Heizung werden für angemessenen Wohnraum in Höhe 
der tatsächlichen Aufwendungen gewährt.

(2) Die Höhe der Regelsätze wird unter Berücksichtigung 
der tatsächlichen Lebenshaltungskosten vom Ministerium für 
Familie und Frauen im Einvernehmen mit dem Ministerium 
der Finanzen festgesetzt., Dabei ist darauf Bedacht zu neh­
men, daß die Regelsätze unter dem durchschnittlichen Netto­
arbeitsentgelt unterer Lohngruppen zuzüglich Kindergeld 
bleiben, soweit nicht die Verpflichtung, den Lebensunterhalt 
durch die Regelsätze im notwendigen Umfang zu sichern, 
bei größeren Haushaltsgemeinschaften dem entgegensteht.


